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I.  
Allgemeine Bestimmungen  

§1  
Firma, Sitz, Dauer und Geschäftslahr  

(1) Die  Gesellschaft führt  die  Firma  

TAG  Immobilien  AG 

(2) Sie hat Ihren Sitz  in  Hamburg.  

(3) Sie ist nicht auf eine bestimmte Zeit beschränkt.  

(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

§2  
Gegenstand  des  Unternehmens  

(1) Gegenstand  des  Unternehmens sind  der  Erwerb,  die  Veräußerung und  die  Verwal-

tung  von in-  und ausländischen Immobilien,  der  Erwerb,  die  Veräußerung und  die  

Verwaltung  von  Beteiligungen einschließlich  der  Beteiligung  an  Immobilienfonds 

sowie  die  Vornahme aller sonstigen hiermit zusammenhängenden Geschäfte.  

(2) Die  Gesellschaft ist im Übrigen befugt, alle Geschäfte vorzunehmen,  die  geeignet 

erscheinen,  den  Gesellschaftszweck mittelbar oder unmittelbar zu fördern. Sie darf 

insbesondere auch Unternehmen mit gleichem oder anderem Geschäftszweck 

gründen sowie Zweigniederlassungen im  In-  und Ausland errichten. Sie kann ihren 

Betrieb ganz oder teilweise veräußern, oder auf andere Unternehmen übertragen.  

§3  
Bekanntmachung  

(1) Die  Bekanntmachung  der  Gesellschaft erfolgt durch Veröffentlichung im Bundes-

anzeiger (Gesellschaftsblatt), sofern das Gesetz nichts anderes bestimmt.  

(2) Informationen  an  Aktionäre können auch im Wege  der  Datenfernübertragung 

übermittelt werden.  
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Il. 
Grundkapital und Aktien  

§4  
Höhe und Einteilung  des  Grundkapitals  

(1) Das Grundkapital  der  Gesellschaft beträgt EUR  146.498.765,00. 

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt  in 146.498.765  nennwertlose Stückaktien.  

(3) Die  Aktien lauten auf  den  Inhaber.  

(4) Die  Gesellschaft kann einzelne Aktien  in  Aktienurkunden zusammenfassen,  die  

eine Mehrzahl  von  Aktien verbriefen (Sammelaktien).  Der  Anspruch  der  Aktionäre 

auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen.  

(5) entfällt  

(6) entfällt  

(7) entfällt  

(8) entfällt  

Das Grundkapital  der  Gesellschaft ist um bis zu EUR  29.000.000,00  durch Ausga-

be  von  bis zu  29.000.000  neuen auf  den  Inhaber lautenden Stückaktien bedingt 

erhöht (Bedingtes Kapital  2018/1). Die  bedingte Kapitalerhöhung dient  der  Ge-

währung  von  Aktien  an die  Inhaber  von  Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-

bungen,  die  gemäß  der  Ermächtigungen  der  Hauptversammlungen vom  14.  Juni  

2013,  vom  19.  Juni  2015,  vom  16. Mai 2017  oder vom  23. Mai 2018 von der  Ge-

sellschaft oder durch eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligungsgesellschaft  

der  Gesellschaft begeben werden.  Die  Ausgabe  der  neuen Aktien erfolgt jeweils zu 

dem gemäß  den  vorbezeichneten Ermächtigungsbeschlüssen festzulegenden 

Wandlungs- bzw. Optionspreis.  Die  bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit 

durchzuführen, wie  von  Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch gemacht wird 

oder entsprechende Pflichten zu erfüllen sind und soweit nicht andere Erfüllungs-

formen zur Bedienung eingesetzt werden.  Die  neuen Aktien nehmen vom Beginn  

des  Geschäftsjahres  an, in  dem sie entstehen,  am  Gewinn teil; abweichend hier-

von nehmen  die  neuen Aktien  von  Beginn  des  dem Entstehungs-Geschäftsjahr 

(9)  
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vorhergehenden Geschäftsjahrs  an am  Gewinn teil, falls  die  Hauptversammlung 

über  die  Verwendung  des  Bilanzgewinns  des  dem Entstehungs-Geschäftsjahr vor-

hergehenden Geschäftsjahres noch keinen Beschluss gefasst hat.  Der  Vorstand ist 

ermächtigt,  die  weiteren Einzelheiten  der  Durchführung  der  bedingten Kapitalerhö-

hung festzusetzen.  

(10) Der  Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital  der  Gesellschaft bis zum  22. Mai 

2023  mit Zustimmung  des  Aufsichtsrats gegen  Bar-  und/oder Sacheinlagen einmal 

oder mehrmals, insgesamt höchstens um einen Betrag  von  EUR  29.000.000,00  

durch Ausgabe  von  bis zu  29.000.000  neuen, auf  den  Inhaber lautenden Stückak-

tien  der  Gesellschaft („Maximalbetrag") zu erhöhen (Genehmigtes Kapital  2018).  

Auf  den  Maximalbetrag ist  der  anteilige Betrag  des  Grundkapitals anzurechnen,  

der  auf neue Aktien entfällt,  die  nach dem  13.  April  2018  aufgrund  der  Ausübung  

des  genehmigten Kapitals, das durch  die  Beschlüsse  der  Hauptversammlung vom  

16. Mai 2017  („Genehmigtes Kapital  2017")  geschaffen wurde, ausgegeben wer-

den.  

Die  neuen Aktien sind  den  Aktionären grundsätzlich zum Bezug anzubieten; sie 

können auch  von  einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder einem oder mehre-

ren ihnen gleichgestellten Institut(en) mit  der  Verpflichtung übernommen werden, 

sie  den  Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).  Der  Vor-

stand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung  des  Aufsichtsrats das gesetzliche Be-

zugsrecht  der  Aktionäre  in  folgenden Fällen auszuschließen:  

a) soweit  dies  zum Ausgleich  von  Spitzenbeträgen erforderlich ist;  

b) soweit  dies  erforderlich ist, um im Falle eines  an  alle Aktionäre gerichteten 

Angebots oder bei einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht  den  Inhabern  von 

Options-  oder Wandelschuldverschreibungen  der  Gesellschaft oder einer 

Konzerngesellschaft  in  dem Umfang Aktien zu gewähren,  in  dem diese In-

haber nach Ausübung  des Options-  oder Wandlungsrechts oder  der  Erfül-

lung  der  entsprechenden Pflicht ein Bezugsrecht auf Aktien  der  Gesellschaft 

hätten;  

c) um  in  geeigneten Einzelfällen Immobilien, lmmobilienportfolios, Unterneh-

men, Unternehmensteile oder Beteiligungen  an  Unternehmen oder sonstige 

Wirtschaftsgüter (auch Forderungen gegen  die  Gesellschaft) gegen Ausga-

be  von  Aktien zu erwerben (Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage);  

d) soweit  die  Ausgabe  der  neuen Aktien gegen Bareinlage erfolgt,  der  auf  die  

neuen Aktien, für  die  das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, entfallende  An- 
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teil  am  Grundkapital sowohl im Zeitpunkt  des  Wirksamwerdens als auch im 

Zeitpunkt  der  Ausübung  der  Ermächtigung insgesamt zehn vom Hundert  des  

Grundkapitals nicht übersteigt, und  der  Ausgabebetrag  der  neuen Aktien  

den  Börsenpreis  der  Aktien  der  Gesellschaft gleicher Ausstattung nicht we-

sentlich im Sinne  der  §§  203  Abs.  1  und  2, 186  Abs.  3  Satz  4  AktG unter-

schreitet. Auf  die  Begrenzung  von  zehn vom Hundert  des  Grundkapitals ist 

derjenige anteilige Betrag  des  Grundkapitals anzurechnen,  der  auf Aktien 

entfällt,  die  während  der  Laufzeit dieser Ermächtigung  in  unmittelbarer, 

sinngemäßer oder entsprechender Anwendung  von  §  186  Abs.  3  Satz  4  

AktG unter Ausschluss  des  Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert wer-

den. Auf  die  Begrenzung  von  zehn vom Hundert  des  Grundkapitals ist ferner 

derjenige anteilige Betrag  des  Grundkapitals anzurechnen,  der  auf Aktien 

entfällt,  die  zur Erfüllung  von  Verpflichtungen aus Wandel- und/oder Opti-

onsschuldverschreibungen, welche während  der  Laufzeit dieser Ermächti-

gung unter Ausschluss  des  Bezugsrechts  der  Aktionäre gemäß §§  221  Abs.  

4  Satz  2, 186  Abs.  3  Satz  4  AktG ausgegeben werden, auszugeben sind;  

Der  anteilige Betrag  des  Grundkapitals,  der  auf  die  neuen Aktien entfällt, für  die  

das Bezugsrecht nach  den  vorstehenden Absätzen  (a)  bis  (d)  ausgeschlossen 

wird, darf sowohl im Zeitpunkt  des  Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt  der  

Ausübung  der  Ermächtigung insgesamt  10  %  des  Grundkapitals nicht übersteigen. 

Auf  die  vorstehend genannte  10  %-Grenze werden angerechnet:  

I) 	eigene Aktien,  die  während  der  Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-

schluss  des  Bezugsrechts veräußert werden, soweit sie nicht zur Bedienung  

von  Ansprüchen  von  Vorstandsmitgliedern und/oder Mitarbeitern aus Mitar-

beiterbeteiligungsprogrammen dienen, sowie  

ii) 	neue Aktien,  die  zur Erfüllung  von  Verpflichtungen aus Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, welche während  der  Laufzeit dieser Er-

mächtigung unter Ausschluss  des  Bezugsrechts ausgegeben werden, aus-

zugeben sind. 

Über  die  Ausgabe  der  neuen Aktien,  den  Inhalt  der  Aktienrechte und  die  Bedin-

gungen  der  Aktienausgabe entscheidet im Übrigen  der  Vorstand mit Zustimmung  

des  Aufsichtsrats. 
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Der  Aufsichtsrat ist ermächtigt,  die  Fassung  der  Satzung entsprechend dem Um-

fang  der  Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital anzupassen.  

(11) entfällt  

(12) Bei Kapitalerhöhung kann  die  Gewinnbeteiligung abweichend  von  §  60  Abs.  2  

AktG bestimmt werden.  

Der  Vorstand  

§5  
Zusammensetzung und Geschäftsordnung  des  Vorstandes  

(1) Der  Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen.  Es  können stellvertre-

tende Vorstandsmitglieder bestellt werden.  

(2) Der  Aufsichtsrat bestellt  die  Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl.  Der  Auf-

sichtsrat ernennt einen Vorsitzenden  des  Vorstandes.  Er  kann einen oder mehrere 

stellvertretende Vorsitzende  des  Vorstandes ernennen.  

(3)  Die  Beschlüsse  des  Vorstandes werden mit einfacher Stimmenmehrheit  der an der  

Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder  des  Vorstandes gefasst. Bei Stim-

mengleichheit gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag.  

(4) Der  Aufsichtsrat hat eine Geschäftsordnung für  den  Vorstand zu erlassen.  

(5) Mit  den  Mitgliedern  des  Vorstandes sind schriftliche Dienstverträge abzuschließen.  

§6  

Geschäftsführung und Vertretung  der  Gesellschaft  

(1) Die  Mitglieder  des  Vorstandes haben  die  Geschäfte  der  Gesellschaft nach Maßga-

be  der  Gesetze,  der  Satzung,  der  Geschäftsordnung für  den  Vorstand und  des  

Geschäftsvertellungsplans zu führen.  

(2) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt  es die  Gesellschaft alleine. Wenn 

mehrere Vorstandsmitglieder bestellt sind, wird  die  Gesellschaft durch zwei Vor-

standsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied  in  Gemeinschaft mit einem  Pro- 
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kuristen gesetzlich vertreten.  Der  Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Vorstands-

mitglieder einzelvertretungsbefugt sind.  

(3) Der  Aufsichtsrat hat  in der  Geschäftsordnung für  den  Vorstand oder durch Be-

schluss anzuordnen, dass bestimmte Arten  von  Geschäften - über  die  gesetzlichen 

hinaus - seiner Zustimmung bedürfen.  

(4) Prokuristen sollen mindestens  den  gleichen Beschränkungen unterworfen sein,  die  

auch gegenüber Vorstandsmitgliedern gelten.  

(5) Die  Mitglieder  des  Vorstandes  der  Gesellschaft können  von den  Beschränkungen  

des  §  181 Alternative 2  BGB befreit werden.  

Iv. 
Der  Aufsichtsrat  

§7  
Zusammensetzung und Amtsdauer  

(1) Der  Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern,  von  denen vier  von den  Aktionären 

und zwei  von den  Arbeitnehmern nach  den  §§  4  ff. Drittelbeteiligungsgesetz ge-

wählt werden.  

(2) Die von den  Aktionären zu wählenden Mitglieder werden, sofern  die  Hauptver-

sammlung keine kürzere Amtszeit beschließt, für  die  Zeit bis zur Beendigung  der  

Hauptversammlung gewählt,  die  über  die  Entlastung für das vierte Geschäftsjahr 

nach dem Beginn  der  Amtszeit beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr,  in  dem  

die  Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet.  

Gleichzeitig mit  den  ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können für ein oder meh-

rere bestimmte Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt werden. Diese 

werden nach einer bei ihrer  Wahl  festzulegenden Reihenfolge Mitglieder  des  Auf-

sichtsrats, wenn Aufsichtsratsmitglieder  der  Aktionäre, als deren Ersatzmitglieder 
sie gewählt wurden, vor Ablauf  der  Amtszeit aus dem Aufsichtsrat ausscheiden.  

(4) 	Tritt ein Ersatzmitglied  an die  Stelle  des  Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, 
falls  in der  nächsten oder übernächsten Hauptversammlung nach Eintritt  des  Er-
satzfalls eine Neuwahl für  den  Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung dieser 

(3)  
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Hauptversammlung, andernfalls mit Ablauf  der  restlichen Amtszeit  des  Ausge-

schiedenen. 

(5)  Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist  von  einem 

Monat niederlegen. Dis Niederlegung muss durch schriftliche Erklärung gegenüber 

dem Vorstand unter Benachrichtigung  des  Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats erfol-

gen. Das Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.  

§8  
Vorsitzender, Stellvertreter, Geschäftsordnung  

(1) 	Der  Aufsichtsrat wählt für  die  Dauer seiner Amtszeit unter Vorsitz  des an  Lebens-

jahren ältesten Aufsichtsratsmitglieds  der  Aktionäre aus seiner Mitte einen Vorsit-

zenden und mindestens einen Stellvertreter.  

(2) 	Scheidet  der  Vorsitzende oder ein Stellvertreter vor Ablauf  der  Amtszeit aus dem 

Amt aus, so hat  der  Aufsichtsrat für  die  restliche Amtszeit  des  Ausgeschiedenen 

eine Neuwahl vorzunehmen.  

Stellvertreter haben  die  gesetzlichen und satzungsmäßigen Rechte und Pflichten  

des  Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats, wenn dieser verhindert ist. Unter mehreren 

Stellvertretern gilt  die  bei ihrer  Wahl  bestimmte Reihenfolge.  

(4) 	Der  Aufsichtsrat hat eine Geschäftsordnung für  den  Aufsichtsrat zu erlassen.  

§9  
Ausschüsse  

Der  Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Aufsichtsratsausschüsse bestellen und ihnen Auf- 

gaben im Rahmen  der  gesetzlichen Bestimmungen übertragen.  

§10  

Vertraulichkeit  

Alle Verhandlungen und Beschlüsse  des  Aufsichtsrats sind vertraulich.  Die  Mitglieder  des  

Aufsichtsrats haben - auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt - über sämtliche ver-

traulichen Informationen, insbesondere Verhandlungen und Beschlüsse  des  Aufsichtsrats 

sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse,  die  ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat 

bekanntwerden, Stillschweigen zu bewahren. 

(3)  
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Will ein Mitglied  des  Aufsichtsrats Informationen  an  Dritte weitergeben,  von  denen nicht 

mit Sicherheit auszuschließen ist, dass sie vertraulich sind und/oder Betriebs- bzw. Ge-

schäftsgeheimnisse betreffen, so ist er verpflichtet,  den  Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats 

oder seinen Stellvertreter vorher zu unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme 

zu geben. Ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder haben  die in  ihrem Besitz befindlichen 

vertraulichen Unterlagen  der  Gesellschaft  an den  Aufsichtsratsvorsitzenden oder seinen 

Stellvertreter zurückzugeben. 

§  11  
Satzungsänderung  

Dem Aufsichtsrat ist  die  Befugnis eingeräumt, Änderungen und Ergänzungen  der  Sat- 

zung zu beschließen,  die  nur  die  Fassung betreffen.  

§12  

Einberufung  

(1) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter einbe-

rufen, so oft das Gesetz oder  die  Geschäfte  es  erfordern;  der  Aufsichtsrat tagt 

dementsprechend mindestens zweimal im Kalenderhalbjahr.  

(2) Die  Sitzungen  des  Aufsichtsrats werden durch  den  Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats 

mit einer Frist  von 14  Tagen schriftlich einberufen.  In  dringenden Fällen kann  der  

Vorsitzende diese Frist angemessen verkürzen und mündlich, fernmündlich, fern-

schriftlich, telegraphisch,  per  Telefax oder  per  E-Mail einberufen.  

(3)  Mit  der  Einberufung ist  die  Tagesordnung mitzuteilen. Ist eine Tagesordnung nicht 

ordnungsgemäß angekündigt worden, so darf hierüber nur beschlossen werden, 

wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern 

ist  in  einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden zu 

bestimmenden Frist  der  Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme 

schriftlich abzugeben.  Der  Beschluss wird erst wirksam, wenn  die  abwesenden 

Aufsichtsratsmitglieder innerhalb  der  Frist nicht widersprochen haben.  

(4) Zur Beratung über einzelne Gegenstände  der  Verhandlung können Sachverständi- 

ge und Auskunftspersonen zugezogen werden. 
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§  13  

Beschlussfassung  

(1) Die  Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Im Falle  der  

Stimmengleichheit entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  

(2) Die  Beschlüsse werden  in der  Regel  in  Sitzungen gefasst. Außerhalb  von  Sitzun-

gen können auf Anordnung  des  Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats Beschlüsse auch 

schriftlich, telegrafisch, fernschriftlich, fernmündlich oder  per  Telefax gefasst wer-

den, wenn kein Mitglied diesem Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden be-

stimmten angemessenen Frist widerspricht. Solche Beschlüsse werden vom Vor-

sitzenden schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet.  

(3)  Der  Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder, darunter  der  

Aufsichtsratsvorsitzende oder sein Stellvertreter,  an der  Beschlussfassung teil-

nehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann  an der  Beschlussfassung teil, wenn  es  sich  

In der  Abstimmung  der  Stimme enthält. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können  

an  Abstimmungen  des  Aufsichtsrats dadurch teilnehmen, dass sie durch andere 

Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen.  

(4) Beschlüsse  des  Aufsichtsrats werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas 

anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit  der  abgebenden Stimmen gefasst. Da-

bei gilt Stimmenthaltung nicht als Stimmabgabe. Bei Stimmengleichheit gibt  die  

Stimme  des  Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats  den  Ausschlag; das gilt auch bei Wah-

len. Nimmt  der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrats  an der  Abstimmung nicht teil, so gibt  

die  Stimme  des  Stellvertreters  den  Ausschlag.  

Über  die  Verhandlungen und Beschlüsse  des  Aufsichtsrats sind Niederschriften 

anzufertigen,  die  vom Vorsitzenden  der  Sitzung oder bei Abstimmung außerhalb  

von  Sitzungen vom Leiter  der  Abstimmung zu unterzeichnen sind. Ort und  Tag der  

Sitzung,  die  Teilnehmer,  die  Gegenstände  der  Tagesordnung,  der  wesentliche In-

halt  der  Verhandlungen und  die  Beschlüsse  des  Aufsichtsrats sind  in der  Nieder-

schrift anzugeben.  

(6) 	Willenserklärungen  des  Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden namens  des  

Aufsichtsrats durch  den  Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter abgegeben. 

(5)  
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§  14  
Geschäftsordnung  

Der  Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.  

§15  
Vergütung  

(1) Jedes Mitglied  des  Aufsichtsrats erhält für jedes Geschäftsjahr eine feste Vergü-

tung  in  Höhe  von  EUR  20.000,00. Der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrats erhält für je-

des Geschäftsjahr eine feste Vergütung  in  Höhe  von  EUR  175.000,00.  Sein Stell-

vertreter erhält das Eineinhalbfache  der  Vergütung aus Satz  1. 

(2) Aufsichtsratsmitglieder,  die  einem Ausschuss angehören, erhalten für ihre Aus-

schusstätigkeit für jedes Geschäftsjahr eine weitere feste Vergütung  in  Höhe  von  

EUR  5.000,00. Der  Vorsitzende eines Ausschusses erhält das Eineinhalbfache 

dieser weiteren festen Vergütung.  Der  Vorsitzende  des  Prüfungsausschusses er-

hält für jedes Geschäftsjahr als feste Vergütung einen Betrag  in  Höhe  von  EUR  

75.000,00.  Mitglieder  des  Nominierungs-/Personalausschusses sowie  der  Vorsit-

zende  des  Aufsichtsrates erhalten für ihre Ausschusstätigkeit keine weitere feste 

Vergütung, sondern für ihre jeweilige Teilnahme  an  einer Präsenzsitzung  des  je-

weiligen Ausschusses ein Sitzungsgeld  in  Höhe  von  jeweils EUR  500,00. 

(3)  Die  Gesellschaft schließt für  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats eine angemessene 

Organhaftpflichtversicherung (D&O-Versicherung) ab und zahlt  die  Prämien hier-

für.  

(4) Soweit  die  Voraussetzungen für  die  Gewährung einer Vergütung nur zeitanteilig 

vorliegen, wird  die  jeweilige Vergütung zeitanteilig gewährt.  

Den  Mitgliedern  des  Aufsichtsrats werden Auslagen,  die  mit  der  Aufsichtsratstätig-

keit zusammenhängen, sowie  die  auf ihre jeweilige Vergütung entfallende Umsatz-

steuer erstattet. 

(5)  



V.  
Hauptversammlung 

§  16  
Ort und Einberufung  

(1) Die  Hauptversammlung findet  am  Sitz  der  Gesellschaft oder  am  Sitz einer deut-

schen Wertpapierbörse,  an  welcher  die  Aktien  der  Gesellschaft gehandelt werden, 

statt.  

(2) Die  Hauptversammlung wird durch  den  Vorstand oder  in den  gesetzlich vorge-

schriebenen Fällen durch  den  Aufsichtsrat einberufen.  

(3) Die  ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb  der  ersten  8  Monate eines 

jeden Geschäftsjahres statt.  

(4) Die  Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist, min-

destens dreißig Tage vor dem  Tag der  Hauptversammlung einzuberufen. Diese 

Einberufungsfrist verlängert sich um  die  Tage  der  Anmeldefrist (§  17  Absatz  1).  Bei  

der  Berechnung  der  Einberufungsfrist sind  der Tag der  Hauptversammlung und  der 

Tag der  Einberufung nicht mitzurechnen. 

§  17  
Teilnahme  an der  Hauptversammlung  

(1) 	Zur Teilnahme  an der  Hauptversammlung und zur Ausübung  des  Stimmrechts sind 

nur  die  Aktionäre berechtigt,  die  sich vor  der  Hauptversammlung angemeldet und 

ihre Berechtigung nachgewiesen haben. Hierfür reicht ein Nachweis  des  Anteils-

besitzes  in  Textform  (§126b  BGB) durch  den  Letztintermediär gemäß §  67c  Abs.  3  

AktG aus.  Der  Nachweis über Aktien,  die  nicht  in  Urkunden verbrieft sind,  die  sich  

in  Girosammelverwahrung befinden, kann auch  von der  Gesellschaft, einem Notar 

oder einem Kreditinstitut innerhalb  der  Europäischen  Union  nach  der  dort erfolgten 

Einreichung  der  Aktien ausgestellt werden.  Der  Nachweis hat sich auf  den  Beginn  

des 21.  Tages vor  der  Versammlung zu beziehen.  Die  Anmeldung und  der  Nach-

weis  der  Berechtigung müssen  der  Gesellschaft unter  der in der  Einberufung hier-

für mitgeteilten Adresse  in  Textform mindestens sechs Tage vor  der  Hauptver-

sammlung zugehen.  In der  Einberufung kann eine kürzere,  in  Tagen zu bemes-

sende Frist vorgesehen werden, Bei  der  Berechnung  der  Frist sind  der Tag der  

Hauptversammlung und  der Tag des  Zugangs  der  Anmeldung und  des  Nachwei-

ses nicht mitzurechnen. 
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(2) 	Die  Hauptversammlung darf auszugsweise oder vollständig  in  Bild und  Ton  über-

tragen werden, sofern  der  Vorstand mit Zustimmung  des  Aufsichtsrats eine solche 

Übertragung beschließt.  Die  Übertragung kann auch  in  einer Form erfolgen, zu  der 

die  Öffentlichkeit Zugang hat.  Die  Form  der  Übertragung ist mit  der  Einladung be-

kannt zu machen.  

§18  
Stimmrecht  

Jede nennbetragslose Stückaktie gewährt  in der  Hauptversammlung eine Stimme. Das 

Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden.  

Die  Gesellschaft wird für  die  Bestellung eines Vertreters für  die  weisungsgebundene 

Ausübung  des  Stimmrechts  der  Aktionäre sorgen. 

§  19  
Vorsitz  in der  Hauptversammlung  

(1) Der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrats führt  den  Vorsitz  in der  Hauptversammlung oder  

der  Stellvertreter. Übernimmt kein Aufsichtsratsmitglied  den  Vorsitz, so wird  der  

Versammlungsleiter unter Leitung  des  ältesten, anwesenden Aktionärs durch  die  

Hauptversammlung gewählt.  

(2) Der  Vorsitzende leitet  die  Hauptversammlung und bestimmt  die  Form und weitere 

Einzelheiten  der  Abstimmung.  Der  Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht  

der  Aktionäre zeitlich angemessen beschränken.  Er  ist insbesondere berechtigt, zu 

Beginn  der  Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlichen Rah-

men für  den  ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einen einzelnen Tagesord-

nungspunkt oder für einen einzelnen Redner zu setzen.  Die  zeitlichen Beschrän-

kungen müssen angemessen sein.  

(3) Er  kann eine  von der  Ankündigung  der  Tagesordnung abweichende Reihenfolge  

der  Verhandlungsgegenstände bestimmen. 

§  20  
Beschlussfassung 

Beschlüsse  der  Hauptversammlung werden - soweit gesetzlich nicht zwingend anders 

geregelt - mit einfacher Mehrheit  der  abgegebenen Stimmen gefasst und - soweit eine 

Kapitalmehrheit erforderlich ist - mit einfacher Kapitalmehrheit. 
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VI.  

Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§  21  
Jahresabschluss  

(1) Der  Vorstand hat  in den  ersten drei Monaten  des  Geschäftsjahres  den  Jahresab-

schluss und  den  Lagebericht sowie, soweit gesetzlich erforderlich, innerhalb  der  

ersten vier Monate  des  Geschäftsjahres  den  Konzernabschluss und  den  Konzern-

lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und nach ihrer Aufstel-

lung dem Aufsichtsrat vorzulegen. Zugleich hat  der  Vorstand dem Aufsichtsrat  den  

Vorschlag vorzulegen,  den  er  der  Hauptversammlung für  die  Verwendung  des  Bi-

lanzgewinns machen will.  

(2) Der  Aufsichtsrat erteilt dem Abschlussprüfer  den  Prüfungsauftrag für  den  Jahres-

abschluss sowie, soweit gesetzlich erforderlich, für  den  Konzernabschluss.  Der  

Abschlussprüfer hat seinen Bericht zu unterzeichnen und  den  Bericht dem Auf-

sichtsrat vorzulegen. Dem Vorstand ist vor Zuleitung  des  Berichts  an den  Auf-

sichtsrat Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  

(3)  Der  Aufsichtsrat hat  den  Jahresabschluss und  den  Lagebericht - sowie, soweit 

gesetzlich erforderlich,  den  Konzernabschluss und  den  Konzernlagebericht - und  

den  Vorschlag für  die  Verwendung  des  Bilanzgewinns zu prüfen und über das Er-

gebnis  der  Prüfung schriftlich  an die  Hauptversammlung zu berichten.  Der  Auf-

sichtsrat hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm  die  Vorlagen 

zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten.  

(4) Spätestens innerhalb  der  ersten acht Monate  des  neuen Geschäftsjahres sind 

Jahresabschluss und Lagebericht und, soweit gesetzlich erforderlich, Konzernab-

schluss und Konzernlagebericht nebst zusätzlichen Erläuterungen, sowie  der  Be-

richt  des  Aufsichtsrats und  der  Vorschlag für  die  Verwendung  des  Bilanzgewinns  

der  Hauptversammlung vorzulegen. 
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§  22  

Verwendung  des  Bilanzgewinns  

Der  sich aus  der  Jahresbilanz ergebende Bilanzgewinn wird  an die  Aktionäre ausge- 

schüttet, soweit  die  Hauptversammlung keine andere Verwendung beschließt.  

Die  Hauptversammlung kann neben oder anstelle einer Barausschüttung auch eine 

Sachausschüttung beschließen. 



Hiermit bescheinige ich,  der  hamburgische Notar  

Dr.  Johannes Beil, 

gemäß §  181  Aktiengesetz, dass  die  vorstehende Satzung  der  im Handelsregis-

ter  des  Amtsgerichts Hamburg, HRB  106718,  eingetragenen Aktiengesellschaft  

in  Firma  

TAG  Immobilien  AG  

mit dem Sitz  in  Hamburg  

a) in  §  17  Absatz (Teilnahme  an der  Hauptversammlung) mit dem Beschluss  

der  Hauptversammlung vom  22. Mai 2020,  Nr.  1523/2020  JB meiner 

Urkundenrolle, über  die  Änderung  der  Satzung, übereinstimmt und  

b) die  unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister 

eingereichten vollständigen Wortlaut  der  Satzung übereinstimmen. 

Hamburg, den 22. Mai 2020 

Dr.  Johannes eil 

- Notar - 
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